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Überarbeitete EU-Vorschriften über die 
industriebedingte Umweltverschmutzung 

Im Rahmen der Plenartagung im März soll das Europäische Parlament über eine mit dem Rat erzielte vorläufige  
politische Einigung abstimmen, die aktualisierte EU-Vorschriften zur Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung durch die Industrie betrifft. Die vom Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (ENVI) am 11. Januar 2024 gebilligte Einigung enthält wesentliche 
Änderungen am ursprünglich von der Kommission vorgeschlagenen Text. 

Hintergrund 
Die Richtlinie über Industrieemissionen ist das wichtigste EU-Instrument zur Regulierung der 
Schadstoffemissionen der Industrie. Große Anlagen, in denen industrielle Tätigkeiten nach Anhang I 
durchgeführt werden, dürfen nur betrieben werden, wenn von den nationalen Behörden eine 
entsprechende Genehmigung erteilt wurde. Dies gilt auch für Anlagen, in denen Intensivtierhaltung 
betrieben wird. Den Genehmigungsauflagen müssen die besten verfügbaren Techniken zugrunde liegen, 
d. h. die ökologisch wirksamsten der wirtschaftlich tragfähigen Techniken, die in der Branche zur Verfügung 
stehen. Die Richtlinie über Industrieemissionen gilt derzeit für rund 52 000 Anlagen in der gesamten EU. 

Vorschlag der Kommission 
Der Vorschlag für eine Überarbeitung ist Teil des europäischen Grünen Deals. Er sieht vor, dass der 
Anwendungsbereich der Richtlinie über Industrieemissionen auf mehr Nutztierhaltungsbetriebe, 
Großanlagen zur Batterieherstellung und den Bergbau ausgeweitet wird. Außerdem sollen die 
Genehmigungsbedingungen und Vorschriften über Verstöße gestärkt werden und die Betroffenen Zugang 
zu Schadensersatz erhalten. Zusätzlich sollen Maßnahmen zur Innovationsförderung eingeführt und die 
Betreiber verpflichtet werden, bis Mitte 2030 Transformationspläne zu erstellen, in denen dargelegt wird, 
wie sie zu einer nachhaltigen, sauberen, kreislauforientierten und klimaneutralen Wirtschaft bis 2050 
beitragen werden.  

Standpunkt des Europäischen Parlaments 
Im Juli 2023 nahm das Parlament seine Verhandlungsposition an. Die Verhandlungen wurden am 
29. November 2023 mit einer vorläufigen Einigung abgeschlossen. Um die Schadstoffemissionen zu 
verringern, müssen die zuständigen Behörden in der Genehmigung die strengsten Emissionsgrenzwerte 
festlegen, die in der Anlage mit den besten verfügbaren Techniken erreicht werden können. Die gesamte 
Spanne der Emissionswerte, die mit den besten verfügbaren Techniken einhergehen, und 
medienübergreifende Auswirkungen sind hierbei zu berücksichtigen. Die zuständigen Behörden müssen 
außerdem verbindliche Spannen für die Umweltleistung bei der Anwendung der besten verfügbaren 
Techniken festlegen. Dazu gehören auch verbindliche Umweltleistungsgrenzwerte für Wasser und 
indikative Umweltleistungswerte für Abfälle und Ressourcen, bei denen es sich nicht um Wasser handelt. 
Zur Förderung von Innovationen ist in der Einigung vorgesehen, die Vorschriften für Zukunftstechniken 
flexibler zu gestalten. Die beiden gesetzgebenden Organe befürworteten es, Großanlagen zur 
Batterieherstellung sowie den Bergbau mit einigen Anpassungen in den Anwendungsbereich der Richtlinie 
über Industrieemissionen aufzunehmen.  
Für Nutztierhaltungsbetriebe wird ein Registrierungsverfahren als Alternative zu den 
Genehmigungsverfahren eingeführt. Die vereinbarten Schwellenwerte für Schweine- und 
Geflügelhaltungsbetriebe sowie landwirtschaftliche Gemischtbetriebe, die unter die Richtlinie fallen, sind 
höher als die von der Kommission vorgeschlagenen Schwellenwerte. Anlagen, in denen eine ökologische 
Schweinehaltung betrieben wird und bei denen die Tiere über das Jahr hinweg die meiste Zeit im Freien 
und auf großen Flächen gehalten werden, sind davon ausgenommen. Die Rinderhaltung fällt nicht in den 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32010L0075
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52021DC0793
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022PC0156R(02)
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0259_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231127IPR15436/pollution-deal-with-council-to-reduce-industrial-emissions
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/plmrep/COMMITTEES/ENVI/DV/2024/01-11/Item10-IED_provisionalagreement_20220104COD_EN.pdf


EPRS Überarbeitete EU-Vorschriften über die industriebedingte 
Umweltverschmutzung 

Dieses Dokument wurde für die Mitglieder und Bediensteten des Europäischen Parlaments erarbeitet und soll ihnen als Hintergrundmaterial für 
ihre parlamentarische Arbeit dienen. Die Verantwortung für den Inhalt dieses Dokuments liegt ausschließlich bei dessen Verfasser/n. Die darin 
vertretenen Auffassungen entsprechen nicht unbedingt dem offiziellen Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung – 
außer zu kommerziellen Zwecken – mit Quellenangabe gestattet, sofern das Europäische Parlament vorab unterrichtet und ihm ein Exemplar 
übermittelt wird. © Europäische Union, 2024. 

eprs@ep.europa.eu     http://www.eprs.ep.parl.union.eu  (intranet)     http://www.europarl.europa.eu/thinktank  (internet)     http://epthinktank.eu  (blog) 

 

Anwendungsbereich der Richtlinie über Industrieemissionen. Im Rahmen der Überarbeitung der Richtlinie 
befürwortete das Parlament auch die Einführung einer Gegenseitigkeitsklausel: So soll die Kommission bis 
Ende 2026 prüfen, ob weitere EU-Maßnahmen erforderlich sind, um gegen die Emissionen vorzugehen, die 
bei der Rinderhaltung in der EU sowie bei eingeführten landwirtschaftlichen Erzeugnissen entstehen. Die 
Vorschriften für die Nutztierhaltung werden nach der Größe des Betriebs gestaffelt angewandt. Diese 
gelten ab 2030 zunächst für die größten Betriebe.  
In dem vereinbarten Text werden die Mitgliedstaaten außerdem verpflichtet, bis Ende 2035 elektronische 
Genehmigungssysteme einzuführen, um den Verwaltungsaufwand zu verringern. Vorgesehen sind auch 
geänderte Vorschriften über Schadensersatz und Sanktionen, wobei die Mindesthöhe der Geldbußen für 
die schwersten Verstöße auf 3 % des Jahresumsatzes des Betreibers in der EU festgesetzt wird.  

Bericht für die erste Lesung: 2022/0104(COD); 
federführender Ausschuss: ENVI; Berichterstatter: Radan 
Kanev (PPE, Bulgarien). Weitere Informationen finden Sie im 
Briefing des Wissenschaftlichen Dienstes aus der Reihe 
„Laufende Legislativverfahren der EU“. 

 

Ergebnis der Konferenz zur Zukunft Europas: Diese vorgeschlagene Verordnung ist für Vorschlag 2 Maßnahme 2 
Vorschlag 3 Maßnahme 1, Vorschlag 5 Maßnahme 3, Vorschlag 11 Maßnahme 1 und Vorschlag 12 Maßnahme 5 
von Bedeutung. 
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